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B E G R U N D U N G 

zum Bebauungsplan Nr. 99 

(Nord-Süd-Brücke) 

3. Änderung 

der 

S T A D T P E I N E 

1 • .Bestehende Rechtsverhältnisse 

Der Bebauungsplan Nr. 99 (Nord-Süd-Brücke) wurde am 10.12.1976 
rechtsverbindlich. Mit der 1. Änderung wurde der Bebauungsplan 
Nr. 99 an die Baunutzungsverordnung in der Fassung vom 
15.09.1977 angepaßt. 

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 99 beinhaltete des wei­
teren den Ausschluß von Einkaufszentren und Verbrauchermärkten 
mit einer Geschoßflächevon mehr als 500 m2

• 

2. Erfordernis der Planauf stellung 

Nach neuester Rechtsprechung ist die mit "Einkaufszentren und 
Verbrauchermärkten" gewählte Formulierung nicht geeignet, Ein­
zelhandelsbetriebe des Nahrungs- und Genußmittelbereiches (Le­
bensmittel) mit einer Geschoßfläche bis 1 500 m2 im Geltungs­
bereich des Bebauungsplanes mit gemischter, gewerblicher und 
industrieller Nutzung zu verhindern. 

a) Da die städtebaulichen Zielvorstellungen auch heute noch 
gelten, soll der Bebauungsplan künftig dem Recht . der Bau­
nutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 19.12.1986 
unterliegen. 

b) Gemäß § 1 Abs. 5 in Verbindung mit § 1 Abs . 9 BauNVO in der 
Fassung vom 19.12.1986 ist die Errichtung von Einzelhandels­
betrieben des Nahrungs- und Genußmittelbereiches (Lebens­
mittel) mit einer Verkaufsfläche von mehr als 700 m2 in dem 
festgesetzten Misch-, Gewerbe- und Industriegebiet aus­
geschlossen. 

c) Die textliche Festsetzung Nr. 2 der 1. Änderung zum Bebau­
ungsplan Nr. 99 (Nord-Süd-Brücke) wird aufgehoben. 
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3. Begründung der getroffenen Festsetzung 

Die zusätzliche Neuansiedlung bzw . Erweiterung von Verkaufs­
flächen größeren Umfanges von ·Einzelhandelsbetrieben des Nah­
rungs- und Genußmittelbereiches (Lebensmittel} außerhalb der 
Innenstadt und der zentralen Bereiche der Ortsteile können zum 
Existenzverlust kleinerer Einzelhandelsbetriebe dieses Bereiches 
und damit nicht nur zu einer Versorgungslücke für bestimmte 
Gruppen, sondern auch zu einem Substanzverlust der innerört­
lichen Bereiche als Mittelpunkt wirtschaftlichen oder sozialen 
Lebens führen. 

weiterhin könnten sich die nicht unerheblich in den Kernberei­
chen eingebrachten Sanierungsmittel wie auch die vorhandenen 
bzw. geplanten infrastrukturellen Einrichtungen als Fehlinvesti­
tionen erwiesen. 

Um negative Auswirkungen für das Gesamtgefüge zu verhindern und 
die notwendige Nahversorgung der ~evölkerung sicherzustellen, 
sollten die zukünftigen Bemühungen darauf ausgerichtet sein, die 
Funktionsfähigkeit der Kernbereiche und der Ortsteile zu erhal­
ten und zu stärken. 

Die Durchsetzung dieser Ziele wird durch eine flächenmäßige Be­
grenzung von Einzelhandelsbetrieben des Nahrungs- und Genußmit­
telbereiches (Lebensmittel} erreicht, d. h., die Verkaufsfläche 
wird auf eine Größe von max . 700 m2 beschränkt; in dieser Grö­
ßenordnung entspricht eine de rartige Einrichtung einem Selbstbe­
dienungsladen, wie er auch im Allgemeine n Wohngebiet (WA} zu­
lässig ist. 

Durch diese quantitative, flächenmäßige Beschränkung erhält de r 
Einzelhandelsbetrieb die qualitative Eigenschaft eines sogannten 
Nachbarschaf tsladens. 

4. Kostenschätzung 

Durch die Änderung des Bebauungsplanes entstehen d~r Gemeinde 
außer einem Verwaltungsaufwand keine Kosten. 

Peine, den rn4o o7. 1991 

(Bürb rl r} 

Der Rat der S t adt Pe ine hat d ie~e Begründung i n Verbi nd ung mi t dem 
Satzungsbeschl uß de s Bebauungspla nes Nr . 99 ( Nord-Süd- Brüc ke ), 
3 . Änderung , in de r Sitzun g a m 25 . 04 .19 91 beschlo ssen. 


